
Eine Kurskorrektur
der westlichen 
Balkanpolitik wäre
nötig

Der Zerfall der Sowjetunion
hat mehrere bewaffnete
Konflikte in der Kaukasus-
region zur Folge gehabt, die
aber die europäische Stabi-
lität nicht direkt betroffen
haben (was allerdings dann
der Fall gewesen wäre,
wenn die Türkei in den
Krieg des von Armenien
und auch von Russland un-
terstützten Nagorno-Kara-
bach gegen Aserbeidschan
eingegriffen hätte). Russ-
land wirkte und wirkt wei-
terhin als „Ordnungsmacht“
in der GUS, und die europäi-
schen Staaten (und die
USA) halten sich – abge-
sehen von Versuchen öko-
nomischer Einflussnahme –
weitgehend aus den Kon-
flikten in der GUS heraus.
Wegen der geografischen
Distanz der Konfliktgebiete
zu Europa und durch den
Umstand, dass Russland die
Eskalationspotenziale kon-
trolliert, hat das Verhalten
der Nichteinmischung dazu
ausgereicht, dass die Insta-
bilität der Konfliktregionen
keine unmittelbaren Aus-
wirkungen auf Europa
hatte.
Der Zerfall Jugoslawiens hat
intensivere bewaffnete Kon-
flikte und Kriege als in der

GUS mit sich gebracht. Die
Staaten der NATO und der
EU sahen sich gezwungen,
in diese Konflikte einzugrei-
fen. Die alte Strategie des
Heraushaltens der West-
mächte aus den Balkanaffä-
ren ist einer Strategie der
Mitgestaltung Südosteuro-
pas gewichen. Dabei waren
humanitäre Aspekte maß-
geblich, zumindest wurde
das behauptet. Der Zweck
der westlichen Strategie der
Mitgestaltung ist das friedli-
che Zusammenleben der
Balkanvölker in demokrati-
schen Staaten; das Ziel dazu
ist die Schwächung autoritä-

rer Machthaber, der Auf-
bau demokratischer Staats-
wesen und die (langsame)
Integration in die europäi-
schen Strukturen; die Mittel
dazu sind vielfältige Hilfs-
maßnahmen, diplomati-
sche Aktivitäten, politische
Ratschläge und politische
Einmischung, Sanktionen
(bis hin zu umfassenden
Wirtschaftsembargos) und
Befriedungsmaßnahmen
durch Militäreinsätze (in-
klusive aktiver Kriegsfüh-
rung).
Die Basis der westlichen Po-
litik gegenüber den südost-
europäischen Konflikten ist
der Grundsatz der Erhaltung
staatlicher Einheit und die
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Beibehaltung vorhandener
Grenzen zum Zweck der
Wiederherstellung von Sta-
bilität und Berechenbar-
keit. 
Bei der staatlichen Neuord-
nung des ehemaligen Ju-
goslawiens kam das Prinzip
der Selbstbestimmung der-
gestalt zur Anwendung,
dass – entsprechend dem
Gutachten der „Badinter-
Kommission“ – die ehemali-
gen Teilrepubliken als
Nachfolgestaaten aner-
kannt wurden. Ethnisch-na-
tionale sowie kulturelle und
religiöse Aspekte wurden
dabei nicht berücksichtigt.
Da Bosnien und die Herze-
gowina (BiH) eine Teilre-
publik des alten Jugosla-
wiens war, durfte es nicht
geteilt werden. Diesen 1992
anerkannten Staat wollten
ursprünglich nur die musli-
mischen Bosniaken, wo-
gegen die bosnischen Kroa-
ten und die bosnischen Ser-
ben die von ihnen prokla-
mierte Republik Herceg-
Bosna und die serbische 
Republik Bosnien-Herzego-
wina gerne an ihre jeweili-
gen „Mutterländer“, also an
Kroatien und Serbien, ange-
schlossen hätten.
Die Erhaltung der staatli-
chen Einheit von BiH hat al-
lerdings den schrecklichen
Krieg nicht verhindert, der
dann durch westlichen
Druck mit dem Friedens-
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abkommen von Dayton
Ende 1995 vorläufig been-
det wurde, was zur Entsen-
dung der IFOR- beziehungs-
weise SFOR-Truppe führte.
Im Gegenteil, die Zwangs-
einheit war eine der wesent-
lichen Grundlagen der krie-
gerischen Auseinanderset-
zungen.
Das Kosovo wiederum war
keine Teilrepublik, sondern
eine Provinz Serbiens; des-
halb durfte es nicht selbst-
ständig werden. Der Westen
hat trotz zahlreicher War-
nungen von Jugoslawien-
kennern das Konfliktpoten-
zial im Kosovo ignoriert. Erst
nach dem Ausbruch be-
waffneter Kampfhandlun-
gen gab es die ersten Ver-
suche westlichen Konflikt-
managements. Bis zuletzt in
Rambouillet und bis heute
wurde und wird aber ein un-
abhängiges Kosovo nicht
akzeptiert. Gerade die Ver-
weigerung der Selbststän-
digkeit war aber die Ursa-
che des Aufstandes, der wie-
derum den Luftkrieg der
NATO gegen Jugoslawien
auslöste.
In beiden Fällen, BiH und
Kosovo, war die Aner-
kennung geografischer
Staatsvölker anstatt eth-
nischer Volksgruppen der
Grund (beziehungsweise in
BiH der Verstärker) der ge-
waltsamen Konfliktaustra-
gungen. In beiden Fällen

sind die Konflikte nicht ge-
löst, sondern nur durch die
Anwesenheit starker west-
licher Truppenkontingente
konserviert; die weitere
Konfliktaustragung ist nur
aufgeschoben, weil die
Konfliktursachen nicht be-
seitigt sind.
Auch der „Stabilitätspakt
für Südosteuropa“ baut auf
der Erhaltung der bestehen-
den multiethnischen Staa-
ten auf und sieht in der 
Erhaltung Bosniens und
Herzegowinas und des
neuen Jugoslawiens (mit
dem Kosovo) eine Voraus-
setzung(!) für eine trag-
fähige Neuordnung auf
dem Balkan. Moralisch un-
terfüttert, anstatt sicher-
heitspolitisch analysiert
wird das Ganze durch die
Prinzipien der Nichtakzep-
tanz ethnischer Trennung
und der Homogenisierung
gewünschter Staatsgebilde. 
Es wird sich aber erst noch
erweisen müssen, ob es
möglich ist, in demokra-
tisch organisierten Ländern
Volks- und Religionsgrup-
pen gegen ihren Willen an-
einander zu schmieden.
Wirkliche Stabilität beruht
in demokratischen Ländern
auf einem breiten Grund-
konsens der Bürger eines
Landes, der zumindest die
Staatsexistenz positiv erfas-
sen muss. Ist dieser aber in
Situationen wie in BiH und
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im Kosovo zu erreichen be-
ziehungsweise von außen
her erzwingbar? Hat es ei-
nen Sinn, Menschen in ein
Staatswesen hineinzuzwin-
gen, wenn sie es nicht wol-
len?
Außerdem sind bislang
keine Erfolge für eine wirt-
schaftliche Erholung der Re-
gion zu verzeichnen. In BiH
ist trotz enormen Mittelein-
satzes der wirtschaftliche
Aufbau nicht gelungen. Die
Maßnahmen des Stabilitäts-
paktes greifen kaum. Bis-
lang ist Kroatien in kein EU-
Programm einbezogen, und
auch in Zukunft wird Ser-
bien nicht in den Stabilitäts-
pakt einbezogen sein. Wie
aber soll sich die Region
ohne Einbindung der
Hauptkontrahenten erho-
len können?
Die EU-Politik ist sicher-
heitspolitisch, ökonomisch
und auch humanitär ge-
scheitert, denn der schreck-
liche Krieg in BiH wurde
ebenso wenig verhindert
wie die Vertreibungen im
Kosovo. 
Die Konflikte werden sich
ohne Änderung der west-
lichen Politik irgendwann
wieder zuspitzen. Deshalb
wird der Westen noch über
Jahrzehnte mit großen Trup-
penkontingenten sowohl in
BiH als auch im Kosovo die
fragile Ordnung aufrechter-
halten müssen. Das wird
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aber auf Dauer zu teuer sein,
und wenn die NATO ihre
Truppen zurückzieht, dann
kann man sich schon die
Szenarien der Nachfolge-
kriege in BiH und im Kosovo
ausmalen.
Freilich fällt es schwer, eine
falsche Politik zu korrigie-
ren, weil man dabei zugibt,
dass sie eben verfehlt war.
Aber im Sinne der Schaf-
fung dauernder Stabilität für
Südosteuropa wird man an
den Realitäten nicht vorbei-
kommen. Um die Konflikt-
ursachen zu beseitigen,
sind folgende Maßnahmen
unvermeidlich:
Erstens ist über die Selbst-
ständigkeit des Kosovos zu
befinden. Das Kosovo und
Albanien sollen gemeinsam

entscheiden, ob sie einen
gemeinsamen Staat bilden
wollen. Gleichzeitig wären
kleinere Grenzkorrekturen
zwischen Serbien und dem
Kosovo vorzusehen und die
Rechtsstellung der Albaner
in Mazedonien internatio-
nal zu verankern.
Zweitens wäre der serbi-
schen Republik innerhalb
des Gesamtstaates BiH die
Wahl zu geben, entweder
einen unabhängigen Staat
zu bilden oder sich Ser-
bien anzuschließen. Auch
die bosnischen Kroaten
sollten das Recht erhalten,
sich Kroatien anzuschlie-
ßen. Im Rest-BiH wäre die
Rechtsstellung der Volks-
gruppen international zu
verankern und diese sowie
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die Existenz des Reststaates
BiH von der EU zu garantie-
ren. (Auch die Unabhängig-
keit des Kosovos wäre na-
türlich von der EU zu garan-
tieren.)
Hätte es solche einmaligen
einschneidenden Maßnah-
men schon früher gegeben
und wären die erforderli-
chen Interventionen (wie
sie dann später ja doch so-
wohl in BiH als auch im Ko-
sovo stattfanden) schon frü-
her erfolgt, so hätte man viel
menschliches Leid und Zer-
störung vermieden. Bei der
Beibehaltung der realitäts-
fremden EU-Politik scheint
aber eine spätere Fortset-
zung der Dramen vorpro-
grammiert.
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Fragwürdiges Signal

„Mehrfach hat der Verteidigungsminister deutlich gefordert, dass sein Etat wieder
wachse. Er tat dies in der völlig richtigen Einschätzung, […] dass Deutschland seine
Verpflichtungen im westlichen Bündnis nicht mehr wahrnehmen könne. Bis jetzt frei-
lich ist Scharping in Kabinett und Partei auf taube Ohren gestoßen.[…]
Dies aber führt zur vielleicht heikelsten Frage im Zusammenhang mit dem Weizsäcker-
Bericht und der Kontroverse um ihn, nämlich der Signalwirkung nach außen. Da stimmt
es schon sehr nachdenklich, dass das Papier ausgerechnet vor der NATO-Frühjahrs-
tagung in Florenz in Umlauf kommt, wo die europäischen Bündnispartner einmal mehr
mit amerikanischem Unmut über eine Reihe von Irritationen rechnen müssen. In den
USA hat man zum Beispiel den jämmerlichen Auftritt der Europäer in den Balkan-Krie-
gen nicht vergessen, und es herrscht kein Zweifel, dass man das Unvermögen der Eu-
ropäer, endlich Konsequenzen daraus zu ziehen, mit beträchtlicher Unruhe verfolgt.
Auch der Weizsäcker-Bericht gibt keine Antwort auf die Frage, wie Deutschland im
Verbund mit seinen europäischen Allianzpartnern diesen Zustand ändern will.“

(Jörg Dedial am 24. Mai 2000 in der Neuen Zürcher Zeitung)
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